
Das GATS ist nicht geschlechtsneutral

der geschlechtlichen Teilung 
der Arbeitsmärkte und Berufs-
welten vor allem Frauen. Auch 
die Frauen, die gezwungen 
sind, sich selbst einen Arbeits-
platz zu schaffen, indem sie 
sich in eine dienstleistende 
Ich-AG verwandeln, sind nur 
konkurrenzfähig, wenn sie 
ihre Arbeitskraft extrem billig 
anbieten.

Zwei-Klassen-Systeme

 Zweitens: Frauen sind stark 
auf erschwingliche soziale 
Versorgungsleistungen ange-
wiesen. Arme Frauen - und die 
Mehrzahl der weltweit absolut 
Armen sind Frauen - haben 

kaum Reserven in ihrem Haus-
haltsbudget für medizinische 
Versorgung und Schulbesuch 
der Kinder, für Wasser, Strom 
und Transport. 

D ienst le i s tungskonzerne 
investieren dort, wo Rendite 
zu erwarten ist. So steigen die 
Multi-Utility-Konzerne genau 
dort in die Wasserversorgung 
ein, wo zahlungsfähige Kund-
schaft ist. Im Gesundheits- und 
Bildungsbereich des Südens 
hat diese Investitionsstrategie 
bereits zu einem Zwei-Klassen-
System der Versorgung geführt, 
mit teuren, gut ausgestatteten 
Privatkliniken und -schulen für 
die Besserverdienenden, und 
einer miserablen öffentlichen 

Grundversorgung.
Die Regierungen sparen an 

öffentlichen Ausgaben, indem 
sie Kosten an die Verbrau-
cherInnen weitergeben. Für 
arme Frauen sind bereits das 
Schulgeld und die Nutzungs-
gebühren im Gesundheits-
wesen schwer überwindbare 
Zugangsbarrieren. Die Ein-
führung von Kostendeckung 
durch NutzerInnen bereitet 
die Privatisierung maroder 
öffentlicher Einrichtungen vor, 
um private Investoren anzu-
locken. In Südafrika müssen 
die VerbraucherInnen in den 
Townships Karten kaufen, mit 
denen sie dann eine bestimmte 
Wassermenge der Leitung ent-
nehmen können. So werden die 
schwächsten Gesellschaftsmit-
glieder von der Wahrnehmung 
ihrer Grundrechte ausgeschlos-
sen: arme Frauen holen das 
Wasser wieder aus einem dre-
ckigen Tümpel, Mädchen gehen 
nur wenige Jahre zur Schule, 
Frauen scheuen vor jedem Arzt-
besuch zurück. 

Verschiebebahnhof 
Haushaltsarbeit

Drittens: Wo aber soziale 
Dienste, Pfl ege und Fürsorge 
rationalisiert oder abgebaut 
werden, werden weniger 
Dienstleistende in öffentlichen 
Einrichtungen beschäftigt und 
weniger Leistungen erbracht. 
In heruntergekommenen 
staatlichen Krankenhäusern 
in Russland liefern die Frauen 

v on  C h r i s t a  W i c h t e r i c h

Bei GATS reden alle von 
Dienstleistungen, nicht 
aber von Frauen. Bei 

den Verhandlungen um makro-
ökonomische Strategien wie 
Liberalisierung, Deregulierung 
und Privatisierung kommen 
Frauen, ihre Dienste und 
Leistungen nicht vor. Doch 
die Erfahrungen in Ländern 
mit einem Privatisierungsvor-
sprung zeigen, dass Frauen als 
die Sisyphosarbeiterinnen der 
Daseinsvorsorge im Alltag von 
Privatisierung und Sozialab-
bau anders betroffen sind als 
Männer, und zwar dreifach: 
als Arbeitnehmerinnen, als 
Nutznießerinnen öffentlicher 
Dienste und als unbezahlte 
Sorgearbeiterinnen.

Dienstleistende Ich-AGs

Erstens: In vielen Ländern 
ist “die öffentliche Hand” ein 
bedeutender Arbeitgeber für 
Frauen, der auch Gleichstel-
lungsmaßnahmen durchführte. 
Wo der öffentliche Sektor 
jedoch nach Kriterien der 
Effi zienz und des Qualitätsma-
nagements umgebaut und ver-
schlankt wird, sind in der Regel 
geringqualifi zierte Frauen 
das erste Einsparpotential. 
Wenn Teilbereiche öffentlicher 
Dienstleistungen privatisiert 
oder aber Arbeiten an die 
Privatwirtschaft ausgelagert 
wurden, werden Frauenförder-
aufl agen über Bord geworfen, 
denn dort gelten sie als wettbe-
werbsverzerrend. 

Ausgelagerte Arbeit wird 
häufi g informalisiert, d.h. 
in schlechter bezahlte und 
wenig geschützte Teilzeit- und 
Abrufarbeit verwandelt. Pri-
vate Anbieter auf dem Dienst-
leistungsmarkt sind umso 
wettbewerbsfähiger, je niedri-
ger sie ihre Lohnkosten halten. 
Sparen können sie vor allem in 
den Niedriglohnsegmenten und 
dort fi nden sich entsprechend 
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Demonstration am 14.9.2002 in Köln beim Aktionstag “Her mit dem schönen Leben”
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ihren Angehörigen die Mahl-
zeiten, putzen den Boden und 
waschen die Bettwäsche. Unter 
der Maßgabe von Effi zienz und 
Produktivitätssteigerung - und 
das sind ja die normativen Prä-
missen für Wirtschaftlichkeit 
- werden Beziehungsarbeit und 
Zuneigung, kurz: die Streichel-
einheiten, von der technischen 
Dienstleistung abgespalten und 
aus der Marktökonomie ausge-
lagert. Das zeigen exemplarisch 
die Module der Altenpfl ege mit 
der In-Wert-Setzung von Hand-
reichungen im Minutentakt.

Auf diese Weise wird bisher 
bezahlte Arbeit in die unbe-
zahlte Frauen- und Haus-
haltsökonomie verschoben. 
Beispiel Kostendämmung in 
Krankenhäusern in Europa: 
In Großbritannien werden in 
Privatkliniken Operationen 
pauschal abgerechnet, die 
Aufenthaltsdauer standar-
disiert und PatientInnen im 
genormten Zeittakt entlassen. 
Keine Frage, dass es wieder in 
der absoluten Mehrzahl Frauen 
sind, die sie dann zu Haus 
gesund pfl egen. 

GATS wird durch Privati-
sierung öffentlicher Dienst-
leistungen die elementare 
Daseinsvorsorge weiter ökono-
misieren. Durch die Aushebe-
lung des Solidarprinzips und 
der Wohlfahrtsorientierung 
werden die schwächsten und 
ärmsten Gesellschaftsmit-
glieder um ihre Grundrechte 
gebracht. Und dies trifft über-
proportional viele Frauen.
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Es ist angerichtet! PolitikerIn-
nen aller Länder bitten zu Tisch. 
Auf dem Speiseplan stehen die 
Filetstücke der öffentlichen 
Daseinsvorsorge: Schulen und 
Universitäten, Renten- und 
Krankenkassen, Wasser- und 
Stromversorger. Häppchenweise 
werden sie den Konzernen 
zum Fraß vorgeworfen. Die 
letzten Hürden, die diesem 
großen Fressen im Wege stehen, 
müssen beseitigt werden. Als 
Rammbock dient das GATS, das 
Dienstleistungsabkommen der 
Welthandelsorganisation WTO. 
Dessen aktuelle Verhandlung 
fi ndet unter strikter Geheim-
haltung statt. Denn es winken 
gigantische Gewinne. Der Welt-
markt für Bildung wird auf 2 
Billionen US$ geschätzt, für 
Gesundheit auf 3,5 Billionen. 
Kehrseite des privaten Profi ts 
ist das anschwellende Heer 
der VerliererInnen: Schüler 
und Eltern, Alte und Kranke, 
Beschäftigte und Erwerbslose. 
Ihnen allen wird der Zugang zu 
öffentlichen Leistungen zuneh-
mend verwehrt. 
Ende März unterbreiten die 
WTO-Mitglieder erste Ange-
bote, wo sie bereit sind, ihre 
Märkte zu öffnen. Entwürfe 
der EU-Kommission sickerten 
kürzlich durch. Demnach ist 
die EU nicht nur bei Verkehr 
und Post zu Zugeständnissen 
bereit, sondern sie wünscht 
auch eine neue GATS-Kategorie: 
Trinkwasserversorgung. Zwar 
gibt es hier noch kein Angebot, 
der zuständige EU-Kommissar 
Pascal Lamy signalisierte aber 
Verhandlungsbereitschaft. Auch 
in der Bundesrepublik herrscht 
Geheimdiplomatie, vor allem 
was die offensiven Forderun-
gen angeht. Schließlich stehen 
deutsche Exportinteressen auf 
dem Spiel: Die Allianz will Ver-
sicherungsmärkte erobern, RWE 
das Wassergeschäft, Bertels-
mann die Medien und Siemens 
die Energieversorgung. 
Vor wenigen Wochen kamen 
dennoch die völlig maßlosen 
Forderungen der EU an die 
Adresse von 109 Staaten ans 
Licht, mehrheitlich Entwick-
lungsländer. Angesichts dessen 
erweisen sich die entwicklungs-
politischen Bekenntnisse der 
Bundesregierung als pure Rhe-
torik. Von 72 der 109 Staaten 
verlangt die EU den Ausverkauf 
der Wasserwerke. Die Energie-
versorgung hat sie ebenfalls 
im Visier. Egal, ob erneuerbar 
oder nicht, ob Windkraft oder 
Atom, jegliche Energieart muss 
zugelassen werden. Mehr noch, 
die krisenanfälligen Länder des 
Südens sollen auf die so wichti-
gen Kapitalverkehrskontrollen 
verzichten. Weitere Finanzkri-
sen werden die Folge sein. 
Aber: Bewegungen in Nord und 
Süd gehen zur Gegenwehr über. 
Sie setzen diesen Liberalisie-
rungsorgien ihren Widerstand 
entgegen. Sie lassen sich nicht 
mehr mit den Brosamen vom 
Privatisierungs-Gelage der Rei-
chen abspeisen.

GATS: Stoppt 
das große Fressen!

Wer von Dienstleistungen redet, kann von Frauen nicht schweigen. Denn der Dienstleis-
tungssektor ist weltweit überwiegend Frauensache: die Lehrerin im öffentlichen 
Sektor, die Altenpfl egerin, die ungeschützt und geringentlohnt in Privathaushalten 
beschäftigt ist, die unbezahlt Fürsorge leistende Familienfrau, die Sexarbeiterin im 
Ferntourismus, die Telearbeiterin, die am Telefon in ihrer Küche Auftragsdienste 

macht. Das Spektrum ist breit und zu einem großen Teil unsichtbar. In der EU arbeiten 
über 80 Prozent aller erwerbstätigen Frauen im Dienstleistungssektor, beschäftigt und 
“selbst-beschäftigt”. Wo es um die Daseinsvorsorge geht, greifen der öffentliche und 
der privatwirtschaftliche Sektor mit der informellen und unbezahlten Arbeit von 
Frauen im Wortsinn Hand in Hand.

Gegen den Ausverkauf öffentlicher Dienste

Foto: Karsten Hennig

13.-15. März: Heraus zu 
den GATS-Aktionstagen!

Vom 13.-15. März bringen hunderte Gruppen 
in ganz Europa ihren Protest gegen die 
Privatisierung öffentlicher Aufgaben auf die 
Straße. ATTAC fordert einen sofortigen STOPP 
der GATS-Verhandlungen. Wir wollen Zugang 
für alle zu hochwertigen Diensten. Beteiligt 
Euch massenhaft an den Aktionstagen! 
Werdet aktiv in euren Städten! Schmiedet
Bündnisse mit anderen Betroffenen! 
Informiert über die Folgen des GATS hier 
und im Süden! Zeigen wir den Herrschenden, 
dass der Ausverkauf der Daseinsvorsorge ein 
Ende haben muss. Gemeinsam können wir 
das GATS stoppen.

Nähere Informationen: www.gats-kritik.de
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v on  Da v i d  H a c h f e l d ,  
E du c a t i on  i s  no t  f o r  s a l e

Am späten Nachmittag des 16. 
Januars ist es so weit: im spär-
lich gefüllten Bundestag wird 
zum ersten mal über das GATS-
Abkommen debattiert. Obwohl 
dieser Vertrag bereits seit 1995 
in Kraft ist, war er bis zu diesem 
Zeitpunkt noch nie Gegenstand 
einer Parlamentsdebatte. Der 
von den rot-grünen Regie-
rungsfraktionen eingebrachte 
Antrag beschränkt sich auf den 
Bildungs- und Kulturbereich. 
Die Bundesregierung wird auf-
gefordert, sich in der laufenden 
Verhandlungsrunde dafür ein-
zusetzen, dass die EU in diesen 
Sektoren keine neuen Liberali-
sierungsangebote macht. Wenige 
Tage später erklärt EU-Handels-
kommissar Pascal Lamy, dass im 
Entwurf der EU-Angebote keine 
weiteren Liberalisierungsange-
bote im Bildungsbereich enthal-
ten seien.

Ohne Zweifel sind dies erste 
Erfolge für die europäischen 
GATS-Kampagnen. Es ist ihnen 
gelungen, das GATS in die par-
lamentarische Öffentlichkeit 
zu tragen und Einfl uss auf die 
Verhandlungsposition der EU 
auszuüben. So erklärte Sigrid 
Skarpelis-Sperk, Globalisie-
rungsexpertin der SPD-Frak-
tion, dass die Befassung des 
Parlaments vor allem dem Druck 
vieler außerparlamentarischer 
Gruppen, von der Hochschul-
rektorenkonferenz (HRK) über 
die Gewerkschaft Erziehung und 
Wissenschaft (GEW) bis hin zu 
Attac, geschuldet sei.

Studiert man den rot-grünen 
Antrag etwas genauer, verfl iegt 
allerdings die Freude über den 
politischen Erfolg. Eine klare 
Absage an die fortschreitende 
Kommerzialisierung des Bil-
dungsbereichs sucht man verge-
bens. Das ist auch kein Wunder: 
Denn die AntragstellerInnen 
betonen ausdrücklich die hohe 
Bedeutung der Dienstleis-
tungsexporte für die deutsche 

Wirtschaft. Auch sind sind sie 
sich durchaus bewusst, welches 
enorme ökonomische Potential 
im Bildungsbereich steckt. Der 
Gesamtumsatz der exportierten 
höheren Bildung belief sich 1995 
auf 27 Mrd. US$. Die weltweiten 
Bildungsausgaben werden jedoch 
auf über 2 Billionen US$ jährlich 
geschätzt. Der weit überwie-
gende Teil des Bildungswesens 
ist bisher öffentlich organisiert 
und damit nicht auf Profi tma-
ximierung ausgerichtet. Seine 
Umgestaltung nach marktwirt-
schaftlichen Kriterien verspricht 
daher enorme Gewinne.

Rot-Grün geht es nicht etwa 
darum, diese Umgestaltung 
aufzuhalten oder gar rückgängig 
zu machen. Vielmehr will auch 
die Bundesregierung, deutsche 
Bildungsexporteure im welt-
weiten Kampf um Markanteile 
stärken. Mit millionenschweren 
Förderprogrammen wird zur 
Zeit versucht, die deutschen 
Anbieter für den internationalen 
Wettbewerb fi t zu machen. So 
fördert das vom Bildungsminis-
terium fi nanzierte Projekt GATE 
Germany neben der Entwicklung 
exportfähiger Studiengänge 
auch sogenannte Franchising-
Modelle und Universitätsgrün-
dungen (d.h. Zweigstellen) im 
Ausland. Gleichzeitig wird die 
Kommerzialisierung auch im 
Inland vorangetrieben. So sind 
für die Leitung einer Universität 
oder einer Schule inzwischen 
weniger pädagogische oder 
wissenschaftliche Fähigkeiten, 
sondern zunehmend betriebs-
wirtschaftliche Kenntnisse 
erforderlich. Und die Kosten-
freiheit der Bildung wird durch 
schleichende Einführung von 
Studienkonten oder -gebühren 
abgeschafft.

Soll Bildung aber ein elemen-
tares Menschenrecht und keine 
Ware sein, so ist es allerhöchste 
Zeit, den Privatisierungsten-
denzen auf allen Ebenen Paroli 
zu bieten: im Rahmen des GATS 
genauso wie in der Bundes- oder 
Landespolitik.

v on  D a nu t a  S a c he r ,  
B r o t  f ü r  d i e  We l t

Für die Europäische Kom-
mission ist die Ausdeh-
nung des Marktzugangs 

für europäische Anbieter in der 
Trinkwasserversorgung eines der 
Hauptziele bei den laufenden 
GATS-Verhandlungen. In diesem 
Bereich haben die Europäer welt-
weit die Nase vorn, allen voran 
Vivendi und Suez aus Frankreich 
und RWE aus Deutschland. Die 
Wachstumsstrategien dieser 
Konzerne liegen der Kommission 
so sehr am Herzen, dass sie die 
WTO-Defi nition von “Umwelt-
dienstleistungen” kurzerhand 
um die Trinkwasserversorgung 
erweiterte. Im Ergebnis fordert 
die EU nun von 72 WTO-Mitglie-
dern die Liberalisierung ihrer 
Wasserversorgung.

Viele dieser Staaten hatten 
den Wasserbereich bisher ganz 
aus der WTO herausgehalten, so 
z.B. Kolumbien, Brasilien, Bang-
ladesch oder die Dominikanische 
Republik. Fast gleichlautend for-
dert die EU von allen Marktzu-
gang und Inländerbehandlung, 

d.h. völlige Gleichstellung mit 
inländischen Anbietern. Es ist 
unschwer vorstellbar, wie unter 
diesen Bedingungen der “faire” 
Wettbewerb zwischen den Was-
sergiganten Vivendi oder RWE 
und einem lokalen Unternehmen 
auf Barbados oder in Botswana 
ausginge. Die Maximalforderun-
gen laufen auf einen weltweiten 
Systemwechsel in der Wasserver-
sorgung hinaus, ein Bereich, der 
bisher zu über 80% in öffentli-
cher Hand liegt.

Dass die EU im Wasserbe-
reich dieselben Forderungen an 
die USA wie an Belize stellt, 
entspricht zwar dem WTO-Prin-
zip der angeblichen Gleich-
behandlung aller Mitglieder. 
Die europäische und deutsche 
Rhetorik von der besonderen 
“Entwicklungsfreundlichkeit” 
des GATS fällt jedoch in sich 
zusammen. Umso förderlicher ist 
der agressive EU-Katalog für die 
Konzerne: Der größte deutsche 
Global Player, RWE, rechnet mit 
einer weltweiten Umsatzsteige-
rung der Wasserkonzerne von 90 
Milliarden Euro im Jahr 1999 auf 
430 Milliarden Euro 2010. Das ist 

annähernd eine Verfünffachung, 
die ohne massive Liberalisierung 
des Wassersektors nicht machbar 
sein wird. 

Aber es geht nicht nur um 
Umsatz- und Renditesteigerun-
gen. Es geht vor allem auch um 
den Investitionsschutz. Schon 
jetzt haben ca. 200 Großstädte 
im Süden unter dem Druck der 
Strukturanpassungsprogramme
ihre Wasserversorgung liberali-
siert. Von 40 Kreditprogrammen 
der Weltbank im Jahre 2000 
waren zwölf an die Privati-
sierung der Wasserversorgung 
gebunden. Es ist die “Kombi-
nation von Weltbank auf der 
einen Seite und GATS auf der 
anderen Seite, die der armen 
Bevölkerung in den Entwick-
lungsländern einen K.O.-Schlag 
verpassen kann”, so Martin Khor 
vom Third World Network. Denn 
im Ergebnis werde die Wassser-
versorgung von ausländischen 
Unternehmen übernommen, 
die die Regierungen sehr viel 
schwerer kontrollieren können. 
Zwar räumt das GATS theoretisch 
das Recht zu nationalen Regu-
lierungen ein, aber gerade diese 

Teile des Abkommens sind noch 
strittig. Wollte die Regierung 
einem Konzern nachträglich die 
kostengünstigere Wasserversor-
gung armer Bevölkerungsgrup-
pen auferlegen, könnte sie vor 
der WTO-Schiedsstelle verklagt 
werden. Diese Instanz befi ndet 
dann, ob ein Verstoß gegen 
GATS-Verpfl ichtungen besteht. 
Verliert ein Land, drohen 
empfi ndliche Handelssanktio-
nen.

Dies sind keine Denkspiele. Die 
bolivianische Stadt Cochabamba 
hat nach drastischen Preisstei-
gerungen und den darauf folgen-
den massiven Protesten vorzeitig 
den Privatisierungsvertrag mit 
dem US-amerikanischen Unter-
nehmen Bechtel aufgekündigt 
und sieht sich nun einer Klage 
von 25 Mio. US$ gegenüber. 
Grund: die zukünftig entgange-
nen Gewinne. Der französische 
Wasserkonzern Suez fuhr wäh-

rend der argentinischen Krise 
millionenfache Verluste ein und 
reichte ebenfalls eine Schadens-
ersatzklage wegen entgangener 
Gewinne ein. In beiden Fällen 
waren die Unternehmen quasi 
detektivisch tätig, um ihre 
Ansprüche anzumelden. Das 
GATS verspricht in dieser Hin-
sicht neue “Rechtssicherheit” 
- dies aber nur für die multina-
tionalen Konzerne, nicht für die 
Entwicklungsländer.

v on  J ü r g e n  C r u m me ne r l ,  
A t t a c  A K  “ S t ä r k u ng  d e r  

k om mu n a l e n  D a s e i n s v o r-
s o r g e”

Wenn der neue GATS-
Vertrag verabschiedet 
werden sollte, sind nach 

Schätzungen bereits 50% des 
kommunalen Eigentums priva-
tisiert. Schon jetzt musste die 
Hälfte der 940 Mitgliedsunter-
nehmen des Verbands Kommuna-
ler Unternehmen (VKU) - zumeist 
Stadtwerke - private Investoren 
ins Boot holen.

Ohne sonderliche Kenntnis 
oder gar Protest seitens der Bür-
gerInnen ist ab den 90er Jahren 
die Privatisierungswelle über 
Städte und Gemeinden hinweg 
geschwappt. Investoren sicher-
ten sich vor allem jene Teile, die 
profi tabel erschienen. Nach der 
Übernahme von Stromversorgung 
und Telekommunikation durch 
Großkonzern verstärkt sich nun 
der Zugriff auf andere Bereiche 
der Daseinsvorsorge. Im öffent-
lichen Nahverkehr öffneten sich 
unter Vorwegnahme einer noch 
nicht verabschiedeten EU-Wett-
bewerbsrichtlinie den Privaten 
die Tore. Seither werden Sparten 

wie der Bus-Betrieb ausgegliedert 
und privat betrieben: Lohneinbu-
ßen bis zu 30% sind die Folge. 

Stadtwerke haben als kom-
munale Gesamtunternehmen für 
verschiedene Versorgungsberei-
che die Möglichkeit im Quer-
verbund defi zitäre Bereiche wie 
den öffentlichen Nahverkehr zu 
subventionieren. Aufgrund ihres 
festen Kundenstamms und ihrer 
sicheren Marktanteile wecken 
sie jedoch die Begierde privater 
Investoren. Mit dem Verkauf 
vor allem der profi tablen Teile 
wird aber dem Solidarprinzip 
die Basis genommen. Wer die 
verschiedenen Bereiche kommu-
naler Daseinsvorsorge beleuchtet, 
stellt ernüchtert fest, dass schon 
Vieles der öffentlichen Kontrolle 
entzogen ist. Dabei erfuhr auch 
die Korruption eine ungeahnte 
Blühte. Beispiel Müll: Überdi-
mensionierte Verbrennungsanla-
gen veranlassten Kommunen in 
Nordrhein-Westfalen, Müll aus 
Neapel zu importieren, um die 
Anlagen auszulasten.

Begründet wird der Privatisie-
rungswahn mit der Finanznot der 
Gemeinden. Soweit so schlecht. 
Denn dass die Kassen leer sind, 
kann niemand bestreiten. Nur 

warum? Ein Grund: die Gewerbe-
steuer als Haupteinnahmequelle 
ist weggebrochen. Da die Kon-
zerne auch dank der rot-grünen 
Steuerreform die Gewinne in 
den Kommunen mit Verlusten 
in anderen Bereichen verrech-
nen können (sog. Organschaft), 
senken sie ihre Steuerlast auf 
Null. So zahlen in München Groß-
unternehmen wie Hypovereins-
bank, Allianz, Münchner Rück, 
BMW, MAN, Siemens und Infi neon 
keine Gewerbesteuern mehr. 
Gleichzeitig wurde die an Land 
und Bund abzuführende Umlage 
von 20% auf 28 % erhöht.

In dieser Situation sollen die 
Kommunen zusätzlich immer 
mehr Lasten übernehmen, seien 
es die mit der Arbeitslosigkeit 
wachsenden Sozialausgaben oder 
neue gesetzliche Verpfl ichtungen 
zur Garantie von Kindergarten-
plätzen. Dabei kann man sich des 
Eindrucks nicht erwehren, dass 
das fi nanzielle Ausbluten der 
Gemeinden für den Vorstoß der 
Konzerne äußerst nützlich ist. 

Die jetzt diskutierte Gemeinde-
fi nanzreform müsste die Kommu-
nen als Ausgangspunkt stabiler 
Steuereinnahmen wählen: die 
Kommunen - unser Lebensraum! 

Denn Gestal-
t u n g s m ö g -
lichkeiten der 
B ü r ge r I n nen 
sind nur dann 
gegeben, wenn 
Geld zum 
Gestalten da 
ist. Deshalb 
hat auch die 
gute Idee des 
“Bü rgerhaus-
haltes” - die 
B e t e i l i g u n g 
Aller an den 
kom mu na l en 
Finanzplanun-
gen - nur dann 
Sinn, wenn die 
E i n n a h m e n 
stimmen. Auch 

dürfen verschiedene soziale Pro-
jekte nicht gegeneinander ausge-
spielt oder gar Stimmung gegen 
“Ausländer”, Flüchtlinge oder 
Obdachlose gemacht werden.

Da nun endlich die Problema-
tik erkannt wird, formiert sich 
langsam der Widerstand in den 
Kommunen. Bürgerbegehren 
verhinderten in Düsseldorf und 
Münster den Verkauf der Stadt-
werke. In Köln kamen 62.000 
Unterschriften gegen den Ver-
kauf kommunaler Wohnungen 
zusammen. In Kulmbach wurde 
ein geplantes “cross-border-lea-
sing”-Geschäft zu Fall gebracht, 
in Recklinghausen und Bochum 
gibt es gegen diese undurchsich-
tigen Finanzgeschäfte ebenfalls 
Bürgerbegehren. Diese Form, 
demokratische Beteiligung 
zurückzuholen, bietet gute Mög-
lichkeiten der Zusammenarbeit 
von Kirchen, Gewerkschaften, 
Parteien und Bürgerinitiativen 
- und Attac. Vor allem können 
in den politischen Auseinander-
setzungen die Hintergründe und 
Interessenlagen besser verdeut-
licht werden. Damit steigt die 
Wachsamkeit und das Vordringen 
privater Profi tinteressen zulasten 
der frei zugänglichen Daseinsvor-
sorge kann verhindert werden.

Bildung als Exportschlager

Systemwechsel in der welt-
weiten Wasserversorgung

In den Kommunen 
wächst der Widerstand
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v on  B i r g i t  L a dw i g ,  v e r . d i

Die GATS-Verhandlungen 
laufen im Frühjahr 2003 
in eine wichtige Phase. Die 

EU-Kommission hat im November 
2002 ein Konsultationspapier mit 
dem zusammengefassten Stand 
der Forderungen von Drittstaa-
ten an die EU vorgelegt und 
die Zivilgesellschaft dazu ein-
geladen, Stellung zu beziehen. 
Die Gewerkschaft ver.di hat 
diese Möglichkeit genutzt und 
ausführlich Position bezogen. 
Obwohl dieses ausführliche 
Papier schon Ende 2002 dem EU-
Kommissar Pascal Lamy vorlag, 
wurde nur allgemein verlautbart, 
dass die Stellungnahmen berück-
sichtigt wurden. Wie genau, dazu 
gab es bisher keine Reaktion. 

Dieses Vorgehen ist sympto-
matisch für die Informations-
politik der EU-Kommission und 
der deutschen Bundesregierung 
in Sachen GATS. Seit Anfang 
Februar 2003 gibt es einen Ent-
wurf der Kommission für eine 
Verpfl ichtungsliste der EU, die 
mit den Mitgliedstaaten der EU 
bis Ende März 2003 abgestimmt 
werden muss. Während andert-
halb Jahren Lobbying von DGB 
und ver.di wurden Informati-
onen über die WTO/GATS-Ver-
handlungen seitens Kommission 
und Bundesregierung mehr als 
Holschuld denn als Bringschuld 
betrachtet. In einer demokrati-
schen und transparenten Gesell-
schaft müsste es umgekehrt 

sein. Diese Verschleierungstaktik 
ist nicht akzeptabel und kann 
letztlich auch politisch nicht 
durchgehalten werden. Denn der 
Entwurf der Angebotsliste stand 
bereits Mitte Februar im Internet 
(www.gatswatch.org). 

Als Erfolg können die Gewerk-
schaften jetzt verbuchen, 
dass bei öffentlichen Diensten 
kaum Liberalisierungsange-
bote - zumindest im Entwurf 
- gemacht werden. Dies betrifft 
im Grundsatz audiovisuelle 
Dienstleistungen, Gesundheit, 
Bildung, Energie, Trinkwasser-
ver- und Abwasserentsorgung. 
Probleme sehen wir jedoch in 
angrenzenden Bereichen und bei 

angebotenen Veränderungen bei 
der Erbringungsart 4, der zeitlich 
befristeten Arbeitsmigration. 
Daran sieht man, dass über 
diesen “Umweg”, der von vielen 
Entwicklungsländern gefordert 
wird, doch die bestehenden 

nationalen Regulierungen unter 
Druck geraten.

Ein Beispiel dafür ist, dass 
bei grenzüberschreitenden 
Dienstleistungserbringungen auf 
Werksvertragsbasis Subunter-
nehmern aus WTO-Staaten, die 
in dem Feld der Abwasserentsor-
gung oder der höheren Bildungs-
dienstleistungen tätig sind, 
gleicher Marktzugang und 
gleiche Behandlung wie inlän-

dischen Anbietern eingeräumt 
wird. Dies könnte zweierlei zur 
Folge haben: Erstens könnte es 
sich bei den Subunternehmern 
um Scheinselbständige handeln, 
denen die nationalen Arbeitneh-
merschutzrechte vorenthalten 
werden sollen. Zweitens könnten 
die ausländischen Anbieter auch 
den Bezug nationaler Subventi-
onen einfordern, indem sie sich 
auf gleiche Behandlung wie die 

inländischen Anbieter berufen. 
Die Gewerkschaften fordern dage-
gen eine ganz andere rechtliche 
und faktische Gleichbehandlung, 
und zwar die Gleichbehandlung 
von zeitlich befristet entsandten 
Arbeitnehmern mit inländischen 
Arbeitnehmern. Diese Gleich-
behandlung umfasst die Bezah-
lung nach ortsüblichen Tarifen, 
A rbe i t nehmer s chut z re chte, 
soziale Sicherung, Engagement 

bei Gewerkschaften wie es im 
Gastland üblich ist. Nur so kann 
die europäische Entsenderichtli-
nie nicht über die WTO bzw. das 
GATS unterlaufen werden.

Das GATS kann viele öffent-
lichen Aufgaben zu einer käuf-
lichen Ware machen. Gerade in 
Entwicklungsländern, in denen 
jetzt noch nicht einmal eine 
Basisversorgung mit diesen “ser-
vices of public interest” existiert, 
ist dies besonders problematisch. 
Ein Abbau bzw. die Privatisie-
rung der schon vorhandenen 
öffentlichen Dienstleistungen 
träfe in den Ländern des Südens 
- wie auch bei uns im Norden 
- hauptsächlich die ökonomisch 
und sozial benachteiligten Men-
schen.

Liberalisierungsangebote wird 
die EU wahrscheinlich bei Tele-
kommunikations-, Verkehrs-, 
Post- und Kurierdienstleistungen 
sowie Umweltdiensten machen. 
Das Prinzip der Universaldienste, 
die für jedermann/jedefrau fl ä-
chendeckend und günstig zur 
Verfügung stehen sollen, ist 
damit in Gefahr.

Das Verhandlungsmandat für 
die EU-Kommission in Form der 
bis zum 31. März abzustim-
menden Angebotsliste ist je 
nach “Verhandlungsdynamik” 
jederzeit veränderbar. Wachsam-
keit von Gewerkschaften und
Nichtregierungsorganisationen 
ist also während der gesamten 
Verhandlungen geboten.

v on  A nd r e a s  Wu l f ,  
M e d i c o  i n t e r n a t i on a l

In der laufenden GATS-
Runde sollen auch nationale 
Gesundheitsdienste der 

weltweiten Konkurrenz geöff-
net werden. Dabei klingt die 
Vorstellung der marktliberalen 
Globalisierer von einem privati-
sierten Gesundheitssystem gar 
nicht mal so übel: Patienten sind 
nicht mehr zu Dank verpfl ich-
tete Hilfsempfänger, sondern 
Kunden, die kompetent Gesund-
heitsdienstleistungen einkau-
fen, die Krankenversicherungen, 
Ärzte, Therapeuten und Pfl e-
gende anbieten. Diese “Anbieter” 
konkurrieren miteinander um 
bestmögliche Qualität zum nied-
rigsten Preis. Allerdings geht es 
wohl nicht nur um eine bessere 
Versorgung: Die Gesundheits-
märkte in den OECD-Ländern mit 
einem Jahresumsatz von drei Bil-

lionen US-Dollar und prognosti-
zierten Wachstumsraten von 30% 
versprechen hohe Profi te. 

Neben den schon immer 
transnational arbeitenden Phar-
maunternehmen haben vor allem 
große Krankenhauskonzerne 
und private Versicherungsge-

sellschaften Interesse am glo-
balisierten Gesundheitsmarkt. 
Während Erstere versuchen, über 
die jeweiligen Landesgrenzen 
hinaus zu expandieren, wollen 
Letztere von der Privatisierung 
öffentlicher Krankenkassen 
profi tieren. Wer tatsächlich in 
einem privatisierten Gesund-
heitssystem gewinnt und wer 
verliert, zeigt ein Blick in viele 
Länder der Dritten Welt. Dort 
wurden die öffentlichen Dienste 
mit Druck und Förderung von 
Weltbank und Währungsfonds 
schon seit den achtziger Jahren 
massiv abgebaut.

Die Förderung der privaten 
Anbieter bei gleichzeitigem 
Austrocknen der öffentlichen 
Institutionen begünstigt die 
Entwicklung eines zweigeteil-
ten Systems: Das unterbezahlte 
medizinische Personal wandert
ab in den Privatsektor, wo sich 
zusätzlich Geld verdienen lässt. 

Diese Überlebensstrategien 
der Beschäftigten machen es 
für arme PatientInnen immer 
schwieriger, zu einer geregel-
ten Gesundheitsversorgung zu 
kommen. Ergebnis dieser “Refor-
men”: hier ein schäbiges öffentli-
ches System mit unmotiviertem, 
überarbeitetem und schlechter 
qualifi ziertem Personal; da ein 
Privatsektor, der qualifizierte 
Leistungen nur gegen Bezahlung 
bereitstellt.

Verstärkt wird diese Spaltung 
durch große Krankenhauskon-
zerne, die mit Joint Ventures 
bereits die Investitionsvoraus-
setzungen geschaffen haben, 
welche durch das GATS vorange-
trieben werden. Sie nutzen die 
niedrigeren Lohnkosten, bieten 
vor allem High-Tech-Medizin und 
konzentrieren ihre Ressourcen 
auf diejenigen, die dafür bezah-
len können. In Indien gibt es 
bereits eine Reihe solcher Pro-

jekte, die im Vergleich zu den 
westlichen Industriestaaten und 
anderen regionalen Unterneh-
men günstigere Behandlungen 
anbieten. So kosten dort Bypass-
Operationen der Herzkranzge-
fäße ein Zehntel des in den USA 
üblichen Preises.

Auch die grenzüberschreiten-
den Aktivitäten privater Kran-
kenversicherer müssen angesichts 
der Erfahrungen in Chile äußerst 
kritisch beurteilt werden. Nur 
das besser verdienende, jüngere 
und gesündere Viertel der chile-
nischen Bevölkerung kann sich 
private Versicherungspolicen leis-
ten. Für Arme, chronisch Kranke 
und Alte sind die Beiträge zu 
hoch und die Zuzahlungen nicht 
tragbar. Für sie bleibt nur die 
öffentliche Versicherung, die 
mit geringeren Beiträgen für die 
Versorgung der großen Bevöl-
kerungsmehrheit auskommen 
muß. Rosinenpicken heißt diese 

profi table Technik der privaten 
Anbieter. 

Diese Beispiele zeigen, dass 
die Kommerzialisierung so 
wichtige Ziele wie Solidarität 
und gleichen Zugang zu einer 
qualitativ guten Gesundheitsver-
sorgung bedroht. Dagegen regt 
sich zunehmend Widerstand: In 
El Salvador sind seit Monaten 
GesundheitsarbeiterInnen mit 
Protesten gegen die geplanten 
Privatisierungen aktiv. In Porto 
Alegre startete das People’s 
Health Movement zusammen mit 
lokalen Gesundheitsinitiativen 
eine Kampagne zur Wiederbele-
bung der alten Forderung nach 
“Gesundheit für alle”. Das Errei-
chen dieses Ziels verlangt zwei-
erlei: das verbriefte Recht auf 
gesunde Lebensbedingungen und 
Gesundheitsversorgung sowie 
das konkrete Engagement von 
Menschen, die dieses Recht ein-
klagen.

v on  P e t e r  A nde r s e n ,  A t t a c  
AG  “ We l t h a nde l  u nd  W T O ”

Die EU-Kommission versteht 
sich als Fürsprecherin der Dienst-
leistungskonzerne. In enger 
Abstimmung mit den Lobbyver-
bänden europäischer Banken 
richtete sie Forderungen an die 
WTO-Mitglieder, die Ausgangs-
punkt der GATS-Verhandlungen 
für den Bankensektor werden. 
Wie beim GATS üblich, waren alle 
diese Dokumente bis vor Kurzem 
streng geheim, eine öffentliche 
Debatte unerwünscht. Dies hat 
sich glücklicherweise geändert, 
weil das kanadische Polaris Insti-
tut die gesamten Forderungen der 

EU an 109 Staaten am 25. Februar 
auf seiner Webseite veröffent-
lichte. Anhand dieser Dokumente 
ist erkennbar, an welchen Stellen 
europäische Banken die Entwick-
lungsländer unter Liberalisie-
rungsdruck setzen wollen.
Einige Beispiele:
• Die Philippinen dürfen die 
Anzahl von Bankniederlassungen 
nicht begrenzen.
• Pakistan darf Kredite an aus-
ländische Firmen nicht beschrän-
ken.
• China soll ausländische 
Banken nicht zum Eingehen von 
Joint Ventures (Gemeinschafts-
unternehmen) mit chinesischen 
Firmen verpfl ichten. 

• Indien soll den Handel mit ris-
kanten Finanzprodukten erlau-
ben (sog. Derivate).
• Ägypten darf das Niederlas-
sungsrecht nicht von einem “öko-
nomischen Bedarf” des Landes 
abhängig machen.

Dies ist nur eine kleine Auswahl 
der von der EU aufs Korn genom-
menen “Handelshemmnisse”, 
die im Rahmen des GATS besei-
tigt werden sollen. Besonders 
umfangreich ist der Katalog für 
Malaysia. 25 Regulierungen listet 
die EU auf und schließt jeweils 
mit der lapidaren Formulierung 
“Entfernen”. Der Hintergrund 
ist einfach: Malaysia konnte die 
Asienkrise mit der Einführung 

von Kapitalverkehrskontrollen 
besser überstehen als seine Nach-
barländer, erzürnte damit aber 
die internationalen Banken und 
den IWF. Denn diese Kontrollen 
schmälern die Gewinne. Die 
Quintessenz: Europäische Banken 
streben über das GATS ein allge-
meines und von innenpolitischen 
Aufl agen befreites Niederlas-
sungsrecht in allen WTO-Staaten 
an. Überall auf der Welt wollen 
sie Geschäfte machen dürfen und 
nicht auf nationale Gesetze Rück-
sicht nehmen müssen. 

Bankniederlassungen sind aber 
etwas anderes als McDonalds-
Filialen: Sie greifen massiv in 
die nationale Ökonomie ein. So 

können Banken Ersparnisse aus 
einem Land abziehen, auch wenn 
diese für die Entwicklung drin-
gend benötigt werden. Kriselt die 
Währung, sind Banker die Ersten, 
die die Flucht ergreifen, ihr Geld 
abziehen und die Krise verschär-
fen. Europäische Banken mögen 
Know-how für spekulative Geld-
geschäfte haben, mit Kleinstkre-
diten an Existenzgründer werden 
sie sich nicht befassen. Länder, 
die Banken uneingeschränkte 
B e t ä t i g u ng s m ö g l i c h k e i t e n 
bieten, verlieren nach kurzer 
Zeit die Kontrolle über die eigene 
Ökonomie. Einen “Feldversuch” 
mit offenen Devisen- und Kre-
ditmärkten hat der Musterknabe 
Argentinien in den letzten 
Jahren durchgeführt. Heute sind 
das Land und die Leute pleite.

Das nüchterne Abwägen 
von Vor- und Nachteilen eines 

weltweit liberalisierten Ban-
kenmarktes ist nicht die Sache 
der EU-Kommission und ihres 
Kommissars Lamy. Sie wissen, 
dass Europäer und Amerikaner 
zu den Gewinnern gehören. 
Kein Banker in Frankfurt muss 
nach einem Erfolg der GATS-
Verhandlungen befürchten, dass 
Dritte-Welt-Banken den europä-
ischen Markt überschwemmen 
und seinen Arbeitsplatz gefähr-
den. Umgekehrt dagegen ist die 
Gefahr sehr real. Entwicklungs- 
und Schwellenländer sind des-
halb gut beraten, dem massiven 
Liberalisierungsdruck zu wider-
stehen. Öffnen sollten sie den 
Markt nur dort, wo keine sozialen 
oder wirtschaftlichen Verwerfun-
gen drohen. Der Bankensektor 
gehört in den meisten Entwick-
lungsländern sicherlich nicht 
dazu.

Das GATS und die öffentlichen Dienste

Mit dem GATS zum globalen Gesundheitsmarkt

Mit dem GATS in den Crash

EU steigert Krisenanfälligkeit im Süden
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

 Mitmachen / Informationen
 Ich möchte weitere Informationen über Attac - bitte schicken Sie 

mir das Attac-Infopaket zu.

 Ich möchte weitere Menschen für Attac werben - bitte schicken 
Sie mir _______ Exemplare der Selbstdarstellung von Attac und 
_______ Exemplare dieser taz-Beilage.

 Ich habe Interesse in einer Attac-Gruppe in meiner Region mit-
zuarbeiten / eine Attac-Gruppe zu gründen - bitte schicken Sie 
mir Kontaktadressen / unterstützen Sie mich bei der Gründung 
(Unzutreffendes bitte streichen).

 Ich möchte mehr über das GATS wissen, bitte schicken Sie mir 
ein GATS-Infopaket.

 Bitte schicken Sie mir folgende Informationsbroschüren zu
 (Zutreffendes bitte ankreuzen):

 Broschüre „Die letzte Grenze. GATS: die Dienstleistungs-
verhandlungen in der WTO” von WEED (7,50 €)
 Thomas Fritz, Christoph Scherrer: “GATS: Zu wessen 
Diensten? - Öffentliche Ausgaben unter Globalisierungsdruck”, 
AttacBasisText 2, 128 S., VSA-Verlag (6,50 €)
 Attac-Flugblatt „Schon vom GATS gehört???”
 Attac-Flugblatt „WTO - Hunger - Entwicklung”
 Broschüre „GATS und Demokratie“ von WEED (2,50 €)
 Attac-Flugblatt „Vorsicht gesundheitsschädlich! Das 
Gesundheitswesen unter dem Hammer“
 Programm Frauenkongress „Dienste ohne Grenzen?“
 Broschüre zur Tobin-Steuer von WEED (3,- €)
 Broschüre „Kapital braucht Kontrolle“ von WEED (7,50 €)
 Attac-Kampagnenbroschüre „Stopp Steuerflucht!“ (2,50 €)

  Chr. Grefe, M. Greffrath, H. Schumann: „attac - Was wollen die 
Globalisierungskritiker?“, 224 S., rowohlt-Verlag (12,90 €)
 Bernhardt Cassen/Susan George/Horst-Eberhardt Richter/Jean 
Ziegler u.a.: „Eine andere Welt ist möglich - das Buch zum Attac-
Kongress“, 160 S., VSA-Verlag (8.- €)
 Joseph Stiglitz: „Die Schatten der Globalisierung“, 256 S., 
Siedler-Verlag (19,90 €)

Weitere Materialen unter http://www.attac.de/material

Attac Bundesbüro
Münchener Str. 48
60329 Frankfurt/M.

Name:

Straße:

PLZ / Ort:

Telefon:

Fax:

e-mail:

Ab
se

nd
er

Oder per Fax: 069 / 900 281 99

Rückmeldecoupon

Mitgliedschaft / Spenden
 Ja, ich möchte Mitglied bei Attac werden.

 Ich überweise meinen Beitrag von ________ € jährlich / 
monatlich auf das Konto von Attac (Konto-Nr. siehe Kasten rechts; 
Unzutreffendes bitte streichen).

 Ich erkläre mich damit einverstanden, dass Attac meinen Mit-
gliedsbeitrag in Höhe von _______ € jährlich von meinem Konto 
abbucht.

 Der Mitgliedsbeitrag für Einzelpersonen beträgt 15 bis 60.- €/Jahr oder 
gerne auch mehr. Für Organisationen bis 100 Mitglieder 25 €/Jahr; für 
Organisationen bis 500 Mitglieder 50 €/Jahr und für Organisationen 
ab 500 Mitgliedern 150 €/Jahr.

 Datum / Unterschrift: __________________________________

 Ich möchte Attac mit einer Spende unterstützen. Ich spende 
einmalig / monatlich / jährlich _______ € auf das Spendenkonto 
von Attac (Unzutreffendes bitte streichen).

KontoinhaberIn: ___________________________________

Konto-Nr.: ___________________________________

Bank: ___________________________________

BLZ: ___________________________________
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Unterstützen Sie Attac!
Attac ist mittlerweile zu einem wichtigen Teil der globalisie-
rungskritischen Bewegung geworden. Unsere vielfältigen Aktivi-
täten müssen wir fast ausschließlich aus Spenden fi nanzieren.  
Unterstützen Sie unsere Öffentlichkeitsarbeit und Aktio-
nen durch eine Spende oder Ihre Mitgliedschaft, damit wir 
unsere bisher so erfolgreiche Arbeit fortsetzen können. 
Spendenkonto: Attac Deutschland, Kto.Nr. 10 15 15 0 Ökobank
e.G., BLZ 500 901 00 • Spenden sind steuerlich absetzbar

13. - 15.3. Europaweite GATS-Aktionstage
21. - 23.3. Der Rückzug ins Private - 

GATS und die Privatisierung 
öffentlicher Dienstleistungen. 
Gemeinsame Tagung des Philip-
pinenbüro und Attac in Oberur-
sel

31.3. Abgabefrist der Liberalisierung-
sangebote (offers)in den aktuel-
len GATS-Verhandlungen

28.4. - 4.5. Attac-Aktionscamp in Wolfsburg
9. - 11.5. Internationaler Kongress: 

“Dienste ohne Grenzen? GATS 
und die Konsequenzen für 
Frauen”

15. - 18.5. Regionaler Attac-Kongress “Kon-
zern Europa? - Kongress für eine 
gerechtere Welt” in Regensburg

1. - 3.6. G8-Gipfel in Evian / Frankreich
27. - 29.6. Kongress Globalisierung und 

Ökologie von Attac, BUND und 
Greenpeace in Berlin

1. - 6.8. Attac-Sommerakademie in 
Münster 

10. - 14.9. WTO - Ministerkonferenz in 
Cancun, Mexiko.

12. - 16.11. Zweites Europäisches Sozialfo-
rum.

Außerdem Tag X Beginn des Irak-Krieges: 
17:00-19:00 bundesweite dezen-
trale Protestaktionen in allen 
Städten und Dörfern. 

Samstag nach dem Tag X: 12:00 Aktionen 
gegen den Krieg in allen großen 
Städten.

Weiteres zu allen Terminen unter www.attac.de

Am europaweiten Aktionstag 
13.03.2003 zum GATS (General 
Agreement on Trade in Services, 
das Dienstleistungshandelsab-
kommen der WTO) plant eine 
Gruppe Berliner AktivistInnen 
von attac, BUNDjugend, DGBju-
gend, Grüne Jugend, Junge 
DemokratInnen/Junge Linke, 
JuSos, DNR und andere eine große 

Aktion in Berlin: Wir erbauen auf 
dem Alexanderplatz die Botschaft 
des fi ktiven Landes Monetanien.

Gegen 11 Uhr werden die GATS-
Verhandlungen beginnen, ein 
EU-Botschafter fährt vor und 
der monetanische Botschafter 
übergibt diesem die GATS-Forde-
rungen (Requests). Drumherum 
gibt es ein Riesenspektakel, mit 

rotem Teppich, Limousine, Reak-
tionen des Volkes, Moderator und 
Kühen.

Der Rest des Tages wird 
genutzt, um Passanten und Gäste 
umfangreich mit Hilfe von Info-
ständen und kleineren Aktionen 
(z.B. Privatisierung von Luft) 
über GATS und WTO zu infor-
mieren.

Wir wollen, dass das Thema 
endlich bekannter wird und es 
zu einer öffentlichen Diskussion 
kommt...ganz nach dem Motto: 
GATS - stoppt diesen Kuhhandel!! 
Kommt alle vorbei!

Weitere Informationen zur Aktion und wer 
dahintersteckt gibt es unter: http://www.ich-
bin-gats.de oder Tel: 030/27 58 65 88 oder 
030/392 82 80.

WC 0331

Termine

Internationaler Kongress 
9.-11. Mai 2003 in Köln

Frauen sind weltweit die wich-
tigsten Dienstleisterinnen, ob in 
privaten Haushalten oder in Schu-
len, in Krankenhäusern oder in 
Büros, im Handel oder in Sozial-
diensten. Dennoch ist von ihnen 
beim GATS nicht die Rede.

Obwohl alle Menschen, beson-
ders Frauen, von dieser Privati-
sierungspolitik betroffen sind, 
ist die Öffentlichkeit kaum über 
die Folgen des GATS informiert. 

Die Verhandlungen fi nden hinter 
verschlossenen Türen statt. Das 
erste Opfer von GATS ist daher 
die Demokratie, das zweite ist das 
Solidarprinzip. 

Für Frauen bedeuten die Ver-
änderungen durch das GATS 
massive Verschlechterungen, 
nicht nur in bezug auf Arbeit und 
Arbeitsplätze, sondern auch, weil 
die privatisierten Dienstleistun-
gen in der Regel schlechter und 
teurer werden. Schulbildung, 
Wasser- und Gesundheitsversor-

gung werden für ärmere Frauen 
unerschwinglich. Sozialdienste 
werden rationalisiert oder ganz 
abgeschafft.

Wir Frauen nehmen diese 
Entwicklungen nicht tatenlos 
hin. Deshalb laden wir zu einem 
Internationalen Kongress nach 
Köln ein. Wir wollen untersuchen, 
was GATS und Privatisierungs-
politik im Norden wie im Süden, 
im Westen und Osten für Frauen 
bedeuten. Wir wollen uns gegen-
seitig aufklären und von Frauen 

aus anderen Ländern lernen; von 
ihrem Widerstand, ihren Alterna-
tiven und ihren Aktionen.

Referieren werden unter anderen: 
Maude Barlow (Kanada), Vandana Shiva 
(Indien), Maria Mies (Deutschland), 
Farida Akhter (Bangladesh), Dr. Christa 
Wichterich (Deutschland), Prof. Dr. 
Claudia von Werlhof (Österreich), Helena 
Norberg-Hodge (England), Mohau Pekou 
(Südafrika) und Eva K. Hack (Deutsch-
land). 

Das vorläufi ge Programm inklusive Anmel-
deformular kann im Attac Bundesbüro 
bestellt werden (siehe auch Coupon auf 
dieser Seite).

Vom 1. bis 3. Juni 2003 treffen 
sich Vertreter der G8-Staaten im 
französischen Evian.
Gerade dieser Club der rei-
chen Industrienationen - USA, 
Deutschland, Frankreich, Großbri-
tannien, Italien, Spanien, Japan 
und Russland - ist maßgeblich für 
die Vertiefung der Kluft zwischen 
Nord und Süd, zwischen arm und 
reich verantwortlich. Diese Staa-
ten treiben den Liberalisierungs-
prozess voran und wollen bei der 
WTO-Runde in Cancun das zu Ende 
bringen, was sie in Seattle nicht 
geschafft haben.

Der letzte G8-Gipfel in Europa 
fand in Genua statt und wurde 

von den bisher stärksten globa-
lisierungskritischen Protesten 
begleitet. Der Protestbewegung 
war es gelungen, ein deutliches 
und in der Öffentlichkeit breit 
wahrgenommenes Zeichen gegen 
die Politik der führenden Indus-
trienationen zu setzen. Auch 
das brutale Vorgehen der Polizei 
zeigte Wirkung - die Empörung 
darüber veranlasste viele Men-
schen, sich nun erst recht zu 
engagieren.

Deshalb gilt auch für Evian: 
Lasst uns ein Zeichen gegen eine 
Globalisierung setzen, die so viele 
Verlierer und so wenige Gewinner 
kennt!

In Evian wollen wir:
• zeigen, dass wir eine Militari-
sierung der Außenpolitik ableh-
nen und uns für eine friedliche 
Welt einsetzen!
• für eine gerechtere Welt kämp-
fen!
• fordern, dass die Macht der 
Finanz- und Kapitalmärkte gebro-
chen werden muss!
• deutlich machen, dass der Aus-
verkauf der Welt gestoppt werden 
muss!
• ein Zeichen gegen die 
unmenschliche Politik von IWF 
und Weltbank setzen!
• die Notwendigkeit eines Schul-
denerlasses für die Entwicklungs-

länder unterstreichen!
• für einen ökologisch verant-
wortungsvollen und nachhaltigen 
Umgang mit der Welt und ihren 
Ressourcen einstehen!
• die globalisierungskritische 
Bewegung stärken und den nächs-
ten Meilenstein auf dem Weg zu 
einer anderen, gerechteren Welt 
setzen!

Wenn dies auch für Euch gute 
Gründe sind, dann beteiligt Euch 
an den Protesten rund um den G8 
Gipfel. Schafft ein, zwei, drei, 
viele Evians!

Weiter Informationen unter www.attac.de/evian, 
www.anti-g8.de und www.gipfelsturm.net

Dienste ohne Grenzen? Die Privatisierung im 
Dienstleistungsbereich und die Folgen für Frauen

GATS - stoppt diesen Kuhhandel!

Acht gute Gründe, um beim G8-
Gipfel in Evian dabei zu sein


